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Auf Antrag der DB Netz AG (Vorhabenträgerin) erlässt das Eisenbahn-Bundesamt 

nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 1 Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgenden 

Planfeststellungsbeschluss 

A. Verfügender Teil 

A.1 Feststellung des Plans 

Der Plan für das Vorhaben „Neubau S-Bahn Hp Frankfurt (M) Ginnheim“ in der kreis-

freien Stadt Frankfurt am Main, Bau-km 6,160 bis 6,380 der Strecke 3684, Frankfurt 

(Main) West – Friedberg, S-Bahn, wird mit den in diesem Beschluss aufgeführten 

Nebenbestimmungen festgestellt. 

Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen: 

● Der Neubau der S-Bahnstation Frankfurt Ginnheim und die dazugehörige Zu-

wegung zur Staße „Am Ginnheimer Wäldchen“ und 

● die dazugehörigen naturfachlichen Ausgleichs- und Kompensationsmaßnah-

men. 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen: 

Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

1.a Erläuterungsbericht Planungsstand: 28.07.2023, 43 Sei-
ten zzgl. 3 Seiten Anhang („Anhang 2“) 

Mit Blauein-
tragung 
festgestellt 

2.1 Übersichtsplan Planungsstand: 30.06.2021, Maßstab 1 : 
25.000 

nur zur 
Information 

2.2 Übersichtslageplan Planungsstand: 30.06.2021, Maß-
stab 1 : 2.500 

nur zur 
Information 

3 Lageplan Planungsstand: 08.04.2022, Maßstab 1 : 500 festgestellt 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

4 Bauwerksverzeichnis Planungsstand: 04.03.2022, 
2 Blätter 

festgestellt 

5.1.a Grunderwerbsverzeichnis Planungsstand 20.06.2023, 2 
Blätter zzgl. Abkürzungsverzeichnis und Deckblatt 

Mit Blauein-
tragung 
festgestellt 

5.2.a Grunderwerbsplan Planungsstand 20.06.2023, Maß-
stab 1 : 1.000, benannt als „5.2“ 

Mit Blauein-
tragung 
festgestellt 

 Bauwerkspläne  
6.1.1 Bauwerksplan Mittelbahnsteig Draufsicht Planungsstand 

08.04.2022, Maßstab 1 : 500 
nur zur 
Information 

6.1.2 Bauwerksplan Mittelbahnsteig Schnitt Planungsstand 
31.03.2022, Maßstab 1 : 50 

nur zur 
Information 

6.1.3 Bauwerksplan Mittelbahnsteig Schnitt Planungsstand 
31.03.2022, Maßstab 1 : 50 

nur zur 
Information 

6.2.1 Bauwerksplan Fußgängerüberführung Draufsicht Pla-
nungsstand 08.04.2022, Maßstab 1 : 100 

nur zur 
Information 

6.2.2 Bauwerksplan Fußgängerüberführung Schnitte Pla-
nungsstand 31.03.2022, Maßstab 1 : 100 

nur zur 
Information 

6.3.1 Lageplan Bahnsteig Ausstattung Teil 1 Planungsstand 
08.04.2022, Maßstab 1 : 250 

nur zur 
Information 

6.3.2 Lageplan Bahnsteig Ausstattung Teil 2 Planungsstand 
08.04.2022, Maßstab 1 : 250 

nur zur 
Information 

7.a Zuwegungskonzepte  
7.1 Zufahrtskonzept für Rettungskräfte Planungsstand 

08.04.2022, Maßstab 1 : 1.000 
festgestellt 

7.2.a Baustelleneinrichtungs- und erschließungsplan Pla-
nungsstand 15.06.2023, Maßstab 1 : 1.000,  

Mit Blauein-
tragung 
festgestellt 

7.3 Festlegung der Maßnahmen für Rettungswege Pla-
nungsstand 19.03.2015, 1 Blatt 

nur zur 
Information 

7.4 IVE-Studie (Nachweise ausreichender Rettungsweg-
möglichkeiten) Planungsstand 27.11.2014, 5 Blätter 

nur zur 
Information 

8 Landschaftspflegerischer Begleitplan  
8.1 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag Planungsstand 

30.07.2021, 22 Blätter 
festgestellt 

8.2 FINK-Maßnahmenblätter Nr.: 001_V, 002_v, 003_ÖK, 
Planungsstand 12.03.2019, 6 Blätter 

festgestellt 

8.3 Bilanzierung nach § 15 BNatSchG 1 Blatt nur zur 
Information 

8.4.1 Bestands- und Konfliktplan Planungsstand 20.06.2022, 
Maßstab 1 : 500 

nur zur 
Information 

8.4.2 Maßnahmenplan Planungsstand 20.06.2022, Maß- festgestellt 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung 
 

Bemerkung 

stab 1 : 500 
8.4.3  - bleibt frei - 
8.4.4 Übersichtslageplan Ökokonto Planungsstand 

06.04.2009, Maßstab 1 : 5.000 
nur zur 
Information 

8.4.5 Kompensationsfläche innerhalb der Ökokontofläche 
Planungsstand 31.03.2022, Maßstab 1 : 500 

festgestellt 

8.4.6  - bleibt frei - 
9 Fachbeitrag Hydrologie Wasserrahmenrichtlinie Pla-

nungsstand 18.04.2019, 9 Seiten zzgl. 1 Anlage 
nur zur 
Information 

10 Baugrunduntersuchung  
10.1 Baugrunduntersuchung Planungsstand 16.01.2015, 26 

Seiten zzgl. Anlagen 1, 2, 3 und Anhänge A, B, C 
nur zur 
Information 

10.2 Ergänzender Bericht Baugrunduntersuchung Planungs-
stand 30.08.2018, 13 Seiten zzgl. Anlagen 1, 2, 3 

nur zur 
Information 

10.3 BoVEK-Kurzkonzept Planungsstand 08.06.2016, 8 Sei-
ten zzgl. Anlagen 1, 2, 3, 4 

nur zur 
Information 

10.4 Ergebnisbericht zu chemischen Laboruntersuchungen 
Planungsstand 23.02.2015, 3 Seiten zzgl. Prüfbericht 
Nr. 15B00367 vom 09.02.2015 

nur zur 
Information 

11 Schalltechnische Untersuchung zur Bauausführung Pla-
nungsstand 05.03.2019, 22 Seiten zzgl. 5 Anhänge 

nur zur 
Information 

12 Erschütterungstechnische Untersuchung zur Bauausfüh-
rung Planungsstand 09.04.2019, 3 Seiten 

nur zur 
Information 

13.a Stellungnahme Artenschutz – Zusätzliche BE Fläche, 
Planungsstand 03.07.2023, 8 Seiten  

nur zur 
Information 

 

Änderungen, die sich während des Planfeststellungsverfahrens ergeben haben, sind 

farbig gemäß Legende kenntlich gemacht. 

A.3 Konzentrationswirkung 

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm be-

rührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere be-

hördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Ver-

leihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht 

erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG). 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Neubau S-Bahn Hp Frankfurt (M) Ginnheim“, Bau-km 
6,160 bis 6,380 der Strecke 3684, Frankfurt (Main) West – Friedberg, S-Bahn, 

 Az. 551pps/016-2021#003, vom 12.09.2023 
 
 

Seite 6 von 29 
 
 

A.4 Nebenbestimmungen 

A.4.1 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

1. Für die Gründungsarbeiten sind qualifizierte Unternehmen, die über die erforderli-

chen Kenntnisse und Erfahrungen beim Arbeiten im Grundwasser verfügen, ein-

zusetzen.  

2. Der Verlauf der Arbeiten ist in einem gutachterlichen Bericht zu dokumentieren. 

Der Bericht ist auf Verlangen nach Beendigung der Arbeiten dem Eisenbahn-

Bundesamt vorzulegen.  

3. Die in das Grundwasser hineinreichenden Bauteile müssen nach den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik so ausgewählt und hergestellt werden, dass ei-

ne Grundwasserverunreinigung auszuschließen ist. Es darf nur chromatarmer 

Zement verwendet werden.  

4. Bei den Arbeiten ist darauf zu achten, dass keine autarken Grundwasserstock-

werke miteinander verbunden werden (Gefahr des hydraulischen Kurzschlusses). 

Schadstoffe dürfen nicht verschleppt werden.  

5. Das beim Betonieren der Pfähle verdrängte Wasser ist aufzufangen und im Kreis-

lauf zu führen bzw. über die Schmutzwasserkanalisation zu entsorgen. Eine Ver-

sickerung oder Einleitung in ein oberirdisches Gewässer ist nicht zulässig.  

6. Bei Bohrarbeiten anfallendes Bohrgut ist fachgerecht zu entsorgen.  

7. Falls im Rahmen der Baumaßnahmen eine Bauwasserhaltung erforderlich wer-

den sollte, ist für die Entnahme von Grundwasser eine wasserrechtliche Erlaubnis 

beim Eisenbahn-Bundesamt zu beantragen. 

8. Die Ableitung von anfallendem Abwasser über den öffentlichen Schmutz-/ Misch-

wasserkanal ist mit der abwasserbeseitigungspflichtigen Körperschaft abzustim-

men.  

9. Lagerung und Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (wie z.B. Zementmilch, 

Öle, Schmierstoffe, Kraftstoffe usw.) während der Baumaßnahme haben so zu er-

folgen, dass keine Gewässerverunreinigung zu besorgen ist.  

10. Baufahrzeuge und Maschinen sind - soweit möglich - in arbeitsfreien Zeiten sowie 

bei Betankungsvorgängen sicher auf wasserundurchlässigen Flächen abzustel-

len.  
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11. Während der Befüllung von Baufahrzeugen und Maschinen außerhalb von befes-

tigten Flächen ist unter dem Einfüllstutzen eine mobile Tropfwanne vorzusehen. 

Die Befüllung darf mit max. 200 l/min im Vollschlauch unter Verwendung eines 

selbsttätig schließenden Zapfventils erfolgen.  

12. Auslaufendes Betriebsmittel, auch Tropfverluste, sind unmittelbar aufzunehmen. 

Ölbindemittel und geeignetes Gerät (Schaufel und Eimer) sind im Bereich der Be-

tankungsstelle bereitzuhalten. 

A.4.2 Immissionsschutz 

A.4.2.1 Baubedingte Lärmimmissionen 

Die Vorhabenträgerin hat die tatsächlich auftretenden Lärmbelastungen durch regel-

mäßige baubegleitende Messungen zu überwachen und bezüglich der Wirkungen auf 

die Nachbarschaft der Baustelle zu beurteilen. Messung und Dokumentation müssen 

geeignet sein, die baubedingten Immissionen und deren Erheblichkeit in der Nach-

barschaft fachgerecht zu bewerten, und sollen hinsichtlich des Umfangs und der Qua-

lität in einem angemessenen Verhältnis zu den aufgeworfenen immissionsschutz-

rechtlichen Konflikten stehen. Die Ergebnisse der Messungen sind aufzubewahren 

und auf Verlangen der Planfeststellungsbehörde unverzüglich vorzulegen. 

Die Vorhabenträgerin hat die Anwohner im Vorfeld von lärmintensiven Bauarbeiten 

rechtzeitig über Zeitpunkt, Ort und Dauer der Arbeiten zu informieren. Mit Aushändi-

gung an die Anwohner sind diese Informationsschreiben zugleich der Planfeststel-

lungsbehörde zu übersenden (sb1-ffm-sbr@eba.bund.de). 

A.4.2.2 Bauzeitliche stoffliche Immissionen 

Stoffliche Immissionen durch Staubaufwirbelungen und Abgase sind durch geeignete 

Maßnahmen (z.B. Befeuchtung des Bodens, Abschalten nicht genutzter Baufahrzeu-

ge etc.) so weit wie möglich zu vermeiden. 

Vom Baustellenverkehr und –betrieb verursachte Verschmutzungen auf öffentlichen 

und privaten Straßen, Wegen und Plätzen sind unverzüglich zu beseitigen. 

A.4.2.3 Bauzeitliche Lichtimmissionen 

Im Rahmen der Baumaßnahme sind zum Einsatz kommende Lichtanlagen dem 

Stand der Technik entsprechend zu errichten und zu betreiben. Die Immissionsricht-
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werte der Hinweise zur Messung und Beurteilung von Lichtimmissionen des Länder-

ausschusses für Immissionsschutz vom 13.09.2012 sind bindend zu beachten. 

Dabei sind im Rahmen der Baumaßnahme zum Einsatz kommende Lichtanlagen 

dem Stand der Technik entsprechend zu errichten und zu betreiben. Es ist insbeson-

dere sicherzustellen, dass die Beleuchtung nur auf die gewünschten Flächen be-

schränkt bleibt. Eine direkte Blickverbindung zu Lichtquellen, von benachbarten 

schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräumen und -flächen aus, ist durch geeignete 

Lichtpunkthöhe, Neigungswinkel der Leuchten, Reflektoren, Blenden usw. zu vermei-

den. 

A.4.3 Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-

amt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, unverzüglich schriftlich bekannt zu geben. 

Die Flyer mit Informationen über Baulärm an die Anwohner sind auch der Planfest-

stellungsbehörde unverzüglich zuzuleiten (sb1-ffm-sbr@eba.bund.de). 

A.4.4 Abstimmungspflichten 

1. Die Ausführungsplanung der Aufzüge ist mit der Branddirektion der Stadt Frank-

furt am Main rechtzeitig von Durchführung der Maßnahmen abzustimmen. 

2. Die Baustellenein- und -ausfahrt ist rechtzeitig vor Durchführung der Maßnahmen 

mit dem Amt für Straßenbau & Erschließung der Stadt Frankfurt abzustimmen 

und die entsprechenden Pläne vorzulegen. 

A.5 Zusagen der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder Ab-

sprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung getra-

gen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungsbeschlusses, 

als sie ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen gefunden haben oder 

im Planfeststellungsbeschluss nachfolgend dokumentiert sind. 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

2 Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 

Stellungnahme vom 13.01.2023, Az. 89g-10-96/22 GM 

4 Vodafone GmbH 

Stellungnahme vom 23.11.2022 

mailto:sb1-ffm-sbr@eba.bund.de
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

6 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 

Stellungnahme vom 20.01.2023 

16 Mainova AG 

Stellungnahme vom 21.12.2022 

19 Regierungspräsidium Darmstadt 

Stellungnahme vom 23.01.2023 

24 

 

 

 

2a 

Stadt Frankfurt am Main 

- Stadtplanungsamt 

-           Magistrat 

Stellungnahme vom 10.08.2023 

-           Branddirektion 

Stellungnahme vom 07.08.2023 

29 VGF Stadtwerke 

Stellungnahme vom 22.11.2022 

30 Deutsche Bahn Immobiliengesellschaft 

Stellungnahme vom 10.01.2023 

31 TraffiQ - Lokale Nahverkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH 

Stellungnahme vom 06.01.2023 

33 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Stellungnahme vom 11.11.2022 

Die Zusagen wurden mit Schreiben der Planfeststellungsbehörde vom 27.07.2023 
den Trägern öffentlicher Belange übersendet. 

A.6 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von Be-

hörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden zurück-

gewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere Weise 

erledigt haben. 

A.7 Sofortige Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes gegenüber Dritten sofort vollzieh-

bar. 
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A.8 Gebühr und Auslagen 

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen werden in gesonderten Bescheiden festgesetzt. 

B. Begründung 

B.1 Sachverhalt 

B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben „Neubau S-Bahn Hp Frankfurt (M) Ginnheim“ hat den Neubau des 

Haltepunktes Ginnheim zum Gegenstand. Die Anlagen liegen bei Bau-km 6,160 bis 

6,380 der Strecke 3684, Frankfurt (Main) West – Friedberg, S-Bahn, in Frankfurt am 

Main. 

B.1.2 Einleitung des Planfeststellungsverfahrens 

Die DB Netz AG (Vorhabenträgerin) hat mit Schreiben vom 16.12.2021, Az. I.NG-MI-

N(1), eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG für das 

Vorhaben „Neubau S-Bahn Hp Frankfurt (M) Ginnheim" beantragt. Der Antrag ist am 

16.12.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, einge-

gangen. 

Nach wiederholter Überarbeitung der Unterlagen wurden am 26.09.2022 die vollstän-

digen Planunterlagen der Planfeststellungsbehörde vorgelegt. 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 23.02.2022, Az. 551pps/016-2021#003, hat 

das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass für das gegenständliche Vorhaben keine 

Verpflichtung auf Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§ 5 ff. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)). 

B.1.3 Anhörungsverfahren 

B.1.3.1 Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

Das Eisenbahn-Bundesamt als Anhörungsbehörde hat die folgenden Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange um Stellungnahme gebeten: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
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2 Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 

3 Landesamt für Denkmalpflege 

- hessenARCHÄOLOGIE 

- Bau- & Kunstdenkmalpflege 

4 Vodafone GmbH 

5 Pro Bahn & Bus e.V. 

6 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 

7 PRO BAHN Landesverband Hessen e.V. 

8 Regionalverband FrankfurtRheinMain 

9 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 

Eisenbahnen 

10 Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement 

11 Vodafone GmbH NL Süd-West, Region Rhein-Main 

12 Bundespolizeidirektion Koblenz 

13 Bundeseisenbahnvermögen 

14 Die Autobahn GmbH des Bundes 

15 Hessenwasser GmbH & Co. KG 

16 Mainova AG 

17 DB Station & Service AG, Regionalbereich Mitte 

18 DB Regio AG 

19 Regierungspräsidium Darmstadt 

20 Bundesvermögensamt 

21 Bundesverwaltungsamt 

22 Deutsche Telekom AG 

23 Stadtverwaltung Frankfurt am Main 

- Denkmalamt 

24 Stadt Frankfurt am Main 

- Magistrat 

- Ortsvorsteher 

- Stadtplanungsamt 

25 Hessisches Landesamt für Regionalentwicklung und Landschaft 

26 Landrat des Hochtaunuskreises 

27 Polizeipräsidium Frankfurt am Main 

28 RBV Wetterau-Frankfurt am Mein e.V. 
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Folgende Stellungnahme enthält keine Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

26 Landrat des Hochtaunuskreises 

Stellungnahme vom 19.01.2023, Az.: 60.10-ALR/TÖB/re 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

2 Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 

4 Vodafone GmbH 

6 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 

8 Regionalverband FrankfurtRheinMain 

16 Mainova AG 

19 Regierungspräsidium Darmstadt 

24 Stadt Frankfurt am Main 

- Stadtplanungsamt 

-           Magistrat 

29 Verkehrsgesellschaft Frankfurt Stadtwerke 

30 Deutsche Bahn Immobiliengesellschaft 

31 TraffiQ - Lokale Nahverkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH 

33 Deutsche Telekom Technik GmbH 

35 Polizeipräsidium Frankfurt am Main 

Direktion Verkehrssicherheit  

Stellungnahme in der 1. Planänderung aktualisiert (Kapitel B.1.3.5) 

36 Stadt Frankfurt am Main - Branddirektion  

29 Verkehrsgesellschaft Frankfurt (VGF) Stadtwerke 

30 Deutsche Bahn Immobiliengesellschaft 

31 TraffiQ - Lokale Nahverkehrsgesellschaft Frankfurt am Main mbH 

32 DB Systel GmbH  

33 Deutsche Telekom Technik GmbH 

34 Hessen Mobil - Straßen und Verkehrsmanagement 

35 Polizeipräsidium Frankfurt am Main 

Direktion Verkehrssicherheit 

36 Stadt Frankfurt am Main - Branddirektion 
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B.1.3.2 Öffentliche Planauslegung 

Die Planunterlagen zu dem Vorhaben wurden in der Zeit vom 08.11.2022 bis ein-

schließlich 13.12.2022 auf der Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes zur allge-

meinen Einsichtnahme bereitgestellt. Dies ersetzt gemäß § 3 Abs. 1 des Gesetzes 

zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren wäh-

rend der COVID-19 Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) die Ausle-

gung im üblichen Rahmen. Maßgeblich für die Einwendungsfrist war daher die Veröf-

fentlichung im Internet. Ende der Einwendungsfrist war der 27.12.2022. Eine über die 

Einwendungsfrist hinausgehende Bereitstellung der Planunterlagen auf der Internet-

seite des Eisenbahn-Bundesamtes verlängert diese nicht. 

Die Auslegung in den Gemeinden wurde als zusätzliches Informationsangebot ge-

mäß § 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG durchgeführt. Die Planunterlagen haben auf Veran-

lassung des Eisenbahn-Bundesamtes in der Stadt Frankfurt am Main im Stadtpla-

nungsamt vom 08.11.2022 bis 07.12.2022 – wegen technischer Probleme der Inter-

netveröffentlichung verlängert auf den 13.12.2022 – öffentlich zu jedermanns Einsicht 

während der Dienststunden ausgelegen. 

Zeit und Ort der Veröffentlichung im Internet sowie der zusätzlichen Auslegung in der 

Gemeinde als Informationsangebot wurden auf der Internetseite des Eisenbahn-

Bundesamtes und in der Stadt Frankfurt am Main am 25.10.2022 durch Veröffentli-

chung im Amtsblatt Nr. 43 sowie die Verlängerung am 29.11.2022 durch Veröffentli-

chung im Amtsblatt Nr. 48 ortsüblich bekannt gemacht. 

Aufgrund der Veröffentlichung im Internet und Auslegung der Planunterlagen sind 

sechs Einwendungsschreiben eingegangen. 

B.1.3.3 Benachrichtigung von Vereinigungen 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat die anerkannten Umwelt- und Naturschutzvereinigun-

gen sowie sonstige Vereinigungen von der Auslegung des Plans durch die ortsübli-

che Bekanntmachung der Auslegung nach § 73 Abs. 5 Satz 1 VwVfG benachrichtigt 

und ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Es sind keine Stellungnahmen von Vereinigungen eingegangen. 

B.1.3.4 Erörterung 

Das Eisenbahn-Bundesamt hat gemäß § 18a Nr. 1 Satz 1 AEG auf eine Erörterung 

verzichtet. 
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Es sind sechs Einwendungen von privaten Bürgerinnen und Bürgern eingegangen, 

die Gegenstand eines Erörterungstermins sein konnten. In ihrer Erwiderung hat die 

Vorhabenträgerin den Einwänden und Forderungen großteils entsprochen. Nach Ge-

genüberstellung der eingegangenen Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belan-

ge und Einwendungen mit der Erwiderung der Vorhabenträgerin und der Planände-

rung war hier keine weitere Aufklärung des Sachverhalts nötig. Der Planfeststel-

lungsbehörde lagen die notwendigen Informationen vor, um eine Entscheidung in der 

Sache zu treffen. Ein Erörterungstermin hätte in Abwägung mit der Beschleunigung 

des Verfahrens den Zweck der Problembewältigung nicht erheblich gefördert. Dies 

wurde den Einwendern und Trägern öffentlicher Belange mit Schreiben vom 

27.07.2023 mitgeteilt und mit der Gelegenheit zur Rückäußerung verbunden. Zwei 

Einwender haben davon Gebrauch gemacht und ihr Anliegen in einem Ortstermin mit 

der Vorhabenträgerin erörtert. 

B.1.3.5 Planänderungsverfahren 

Die Vorhabenträgerin hat mit Schreiben vom 27.06.2023, Az. I.NI-MI-N, einen Antrag 

auf eine Planänderung nach § 73 Abs. 3 VwVfG eingereicht. Der Antrag ist am 

30.06.2023 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, einge-

gangen. 

Gegenstand der Planänderung ist insbesondere die Überarbeitung des Baulogistik-

konzepts. 

Nach mehrfacher Überarbeitung der Unterlagen wurden die vollständigen Planunter-

lagen der Planfeststellungsbehörde am 28.07.2023 vorgelegt. 

Eine erneute Auslegung war nicht erforderlich, da es sich um eine unwesentliche 

Planänderung handelte. Der Umfang, der Zweck und die Auswirkungen des Vorha-

bens bleiben im Wesentlichen gleich und nur bestimmte räumlich und sachlich ab-

grenzbare Teile werden geändert. Mit dem Schreiben vom 27.07.2023, versandt am 

28.07.2023 hat das Eisenbahn-Bundesamt als Anhörungsbehörde stärker oder erst-

mals Betroffenen, hier maßgeblich den Einwendern, Gelegenheit zu Einwendungen 

innerhalb von zwei Wochen gegeben. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange, die im Ausgangsverfahren eine Stellungnahme abgegeben haben bzw. die 

durch die Änderung in ihrer Zuständigkeit betroffen sind, wurden um Stellungnahme 

gebeten. 

Die folgenden Stellungnahmen sind eingegangen: 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

1a 
Rhein-Main-Verkehrsverbund 

Stellungnahme vom 02.08.2023 

2a 
Stadt Frankfurt – Branddirektion 

Stellungnahme vom 07.08.2023 

3a 

Polizeipräsidium Frankfurt am Main 

Direktion Verkehrssicherheit 

Stellungnahme vom 08.08.2023 

4a 
Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie 

Stellungnahme vom 15.08.2023 

5a 
Regionalverband FrankfurtRheinMain 

Stellungnahme vom 10.08.2023 

6a 
Regierungspräsidium Darmstadt 

Gesamtstellungnahme vom 15.08.2023 

7a 
Stadtwerke Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main 

Stellungnahme vom 22.08.2023 

8a 
Stadt Frankfurt  

Gesamtstellungnahme vom 31.08.2023 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

2a 
Stadt Frankfurt – Branddirektion 

Stellungnahme vom 07.08.2023 

8a 
Stadt Frankfurt  

Gesamtstellungnahme vom 31.08.2023 

B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1 

AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG. Betriebsanlagen der Eisenbahn einschließlich der 

Bahnstromfernleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan zu-

vor festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben be-

rührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im 

Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 
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B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die Eisenbahn-

verkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt für den Er-

lass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 

Abs. 1 VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. Das 

Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB 

Netz AG. 

B.3 Umweltverträglichkeit 

B.3.1 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

Das antragsgegenständliche Verfahren betrifft den Bau einer sonstigen Betriebsanla-

ge von Eisenbahnen im Sinne von Nr. 14.8 der Anlage 1 zum Gesetz über die Um-

weltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Gemäß §§ 5 ff. UVPG sind die dort in Bezug ge-

nommenen Vorhaben einem sogenannten Screening-Verfahren zu unterziehen. 

Da das beantragte Vorhaben nicht die in § 9 Abs. 2 i.V.m. Anlage 1 Nr. 14.8.3 festge-

setzten Prüfwerte zur Vorprüfung im Einzelfall erreicht, erfolgte die nachstehende 

Entscheidung über eine mögliche UVP-Pflicht ohne vorhergehende Vorprüfung.  

Das Eisenbahn-Bundesamt hat mit verfahrensleitender Verfügung vom 23.02.2022, 

Az. 551pps/016-2021#003, festgestellt, dass von dem Vorhaben keine erheblichen 

nachteiligen Umweltauswirkungen ausgehen, so dass eine Verpflichtung zur Durch-

führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens 

B.4.1 Planrechtfertigung 

Die Planung dient der besseren Anbindung der Stadtteile Nordweststadt und Ginn-

heim an das Netz der S-Bahn Rhein-Main und der Stärkung des ÖPNV. Nach den 

Ausführungen im Erläuterungsbericht besteht mit 5.900 Ein-, Aus- und Umsteigenden 

je Werktag ein öffentliches Bedürfnis für die Planung. Die Planung ist damit „vernünf-

tigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Variantenentscheidung 

Die Planfeststellungsbehörde hatte zu prüfen, ob es für die von der Vorhabenträgerin 

zu bewältigende Aufgabe eine besser geeignete Möglichkeit gibt oder eine zumindest 
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genauso gut geeignete Variante erkennbar ist, die sich dadurch auszeichnet, dass sie 

die dem Vorhaben entgegenstehenden öffentlichen und privaten Interessen in gerin-

gerem Maße beeinträchtigen würde. 

Auf dieses Thema bezieht sich auch die Stellungnahme des Regionalverbandes 

FrankfurtRheinMain und von traffiQ. 

Die Vorhabenträgerin hat eine ausführliche Variantenprüfung vorgelegt (Erläute-

rungsbericht, Kapitel 5 sowie Anhang zum Erläuterungsbericht). 

Die Nullvariante, also der Verzicht auf den Neubau des Haltepunktes, kommt ange-

sichts der prognostizierten Fahrgastzahlen nicht ernstlich in Betracht. 

Zunächst wurde untersucht, ob eine Personenüberführung (Variante 1) oder Perso-

nenunterführung (Variante 2) unter Berücksichtigung verschiedener Standorte 

zweckmäßig ist, wobei der Personenüberführung der Vorzug gegeben wird (Anhang: 

Entscheidungsmatrix A). Die Personenüberführung wirkt insbesondere im Hinblick auf 

die bauzeitlichen Betroffenheiten und Herstellungskosten wesentlich weniger negativ 

auf die Umgebung ein als eine Personenunterführung. Der Standort ist auf die Lage 

der U-Bahnhaltestelle „Niddapark“ abgestimmt. Kriterien hierfür waren insbesondere 

Erfordernisse des Regelwerks, Barrierefreiheit, Umweltschutz, Unterhaltungsauf-

wand, Optimierung der Bauzeit und -logistik, wasser- und bodenrechtliche Vorgaben 

und konstruktive Aspekte. 

Das Kriterium der Zuwegung ist besonders intensiv untersucht worden. Zuwegungs-

möglichkeiten ergeben sich vom Niddapark, der Woogstraße oder der Reichelstraße. 

Die Zuwegungen in Richtung der Ortschaft Ginnheim  

- gestalten sich konstruktiv schwierig und kreieren damit Grundstücksbetroffen-

heiten (z.B. Variante 1.1.3, 1.1.4),  

- sind nicht barrierefrei (z.B. Variante 1.1.1 und 1.1.2) oder  

- sind nicht mit dem aktuellen Stand der Technik, d.h. den DB-Richtlinien, ver-

einbar (z.B. Variante 1.2.3 und 1.2.4).  

Deswegen ist eine alleinige Zuwegung in die entgegengesetzte Richtung zum Nid-

dapark geplant. Diese ist von der Stadt aus erreichbar über 

- die Eisenbahnüberführung in der Woogstraße, weiter über die Straße „Am 

Ginnheimer Wäldchen“, 
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- die Rosa-Luxemburg-Straße und die Straßenüberführung an der U-Bahn-

Haltestelle „Niddapark“ und 

- die Eisenbahnüberführung in der Reichelstraße, weiter über die Straße „Am 

Ginnheimer Wäldchen“.  

Die beiden Eisenbahnüberführungen sind barrierefrei mit Rampen errichtet. 

Die Bauweise der Station lässt jedoch in Abstimmung der Vorhabenträgerin mit der 

Stadt Frankfurt die Möglichkeit offen, eine weitere Zuwegung in Richtung Ginnheim 

modular nachzurüsten. Dieser Umstand wurde in die Planunterlagen (Erläuterungs-

bericht) zur Klarstellung aufgenommen und von der Stadt Frankfurt bestätigt. 

Dem kann im Ergebnis so gefolgt werden. Die von der Vorhabenträgerin gewählte 

Variante ist insbesondere durch nachvollziehbare Gründe der Erreichbarkeit und kon-

struktive Aspekte sowie weitere Kriterien (s.o.) begründet und nicht zu beanstanden. 

Die Planfeststellungsbehörde hat sich davon überzeugt, dass die Vorzugsvariante 

den Projektzielen genügt und die betroffenen Belange einem angemessenen Aus-

gleich zugeführt werden. Die planfestgestellte Variante stellt damit die nicht nur aus 

technischer und wirtschaftlicher Sicht, sondern auch die unter Berücksichtigung der 

betroffenen öffentlichen und privaten Interessen sich empfehlende Lösung dar. 

Die mit der zunächst geplanten Zuwegung verbundenen längeren Wegebeziehungen 

aus Richtung der Ortschaft sind angesichts der in der Planung bereits angelegten 

Möglichkeit einer Zuwegung aus Richtung der Ortschaft hinnehmbar und angemes-

sen. 

Damit ist den Bedenken der Stadt Frankfurt und des Regionalverbandes Frankfurt-

RheinMain in seiner Stellungnahme vom 28.11.2022 genüge getan. Dies haben die 

beiden Träger öffentlicher Belange mit Stellungnahmen vom 31.08.2023 bzw. 

10.08.2023 bestätigt. 

B.4.3 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

B.4.3.1 Allgemeine wasserfachliche Anforderungen 

Die Nebenbestimmungen unter Kapitel A.4.1 Nr. 1 bis Nr. 6 sowie N. 9 bis Nr. 11 ge-

währleisten, dass nachteilige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit vermieden 

oder vermindert werden. Damit dienen sie dem vorbeugenden Gewässerschutz. 
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B.4.3.2 Errichtung von Gründungselementen im Grundwasser 

Das Einbringen fester Stoffe (hier: Bohrpfähle zur Gründung der Fußgängerüberfüh-

rung) ins Grundwasser stellt gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

eine Gewässerbenutzung dar. Diese Gewässerbenutzung ist nach § 49 Abs. 1 WHG 

nur dann erlaubnispflichtig, wenn sich das Einbringen nachteilig auf die Grundwas-

serbeschaffenheit auswirken kann. Andernfalls ist lediglich eine Anzeige einen Monat 

vor Beginn der Arbeiten bei der zuständigen Behörde erforderlich. 

Gemäß Baugrunduntersuchung ist das anstehende Grundwasser als schwach beton-

angreifend (XA1) einzustufen. Eine Grundwasserbelastung ist jedoch durch Verwen-

dung eines entsprechenden Werkstoffs für die Anwendung unter schwach betonag-

gressiven Bedingungen nicht zu befürchten. Gemäß hydrogeologischem Fachbeitrag 

sind des Weiteren auch keine erheblichen Beeinflussungen der Grundwasserfließ-

richtung und –stände zu besorgen, da diese allseitig umflossen werden können und 

sich der Grundwasseraufstau innerhalb der natürlichen Grundwasserschwankungen 

befindet. 

Nachteilige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit sind folglich nicht zu besorgen, 

daher bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht gegen das Einbringen der Bohrpfäh-

le keine Bedenken. Die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis (WRE) ist dies-

bezüglich nicht erforderlich. 

B.4.3.3 Eventuelle Bauwasserhaltung 

Laut Baugrundgutachten kann ggf. eine offene Bauwasserhaltung zur Ableitung von 

Tag- und Schichtenwasser aus der Baugrube bzw. zur Ableitung von Prozesswäs-

sern erforderlich werden. Falls im Rahmen der Ausführungsplanung und der Bau-

maßnahmen eine Bauwasserhaltung erforderlich werden sollte, ist für die Entnahme 

von Grundwasser eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Eisenbahn-Bundesamt zu 

beantragen. Die Nebenbedingungen A.4.1 Nr.7 und Nr. 8 stellen sicher, dass die 

rechtlichen Anforderungen eingehalten werden. 

B.4.3.4 Bahnsteigentwässerung 

Die Ableitung von anfallendem Abwasser über den öffentlichen Schmutz-/ Mischwas-

serkanal stimmt die Vorhabenträgerin mit der abwasserbeseitigungspflichtigen Kör-

perschaft ab. 

Die Entwässerung des Bahnsteigs erfolgt in die Entwässerungsanlagen der Glei-

sentwässerung. Da die zusätzlichen Einleitmengen laut Antragsunterlagen von der 
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wasserrechtlichen Erlaubnis der Gleisentwässerung umfasst sind, liegt aus wasser-

wirtschaftlicher Sicht diesbezüglich kein weiterer Regelungsbedarf vor. Die Verroh-

rung eines Abschnitts der Entwässerungsanlage bedarf ebenfalls keiner wasserrecht-

lichen Erlaubnis.  

B.4.4 Natur- und Artenschutz 

Den Belangen der Landschaftspflege, sowie des Natur- und Artenschutzes wird ent-

sprochen. 

Die naturschutzrechtliche Zulassung wird, im Benehmen mit der zuständigen Oberen 

Naturschutzbehörde, erteilt. Das hier genehmigte Vorhaben stellt einen Eingriff in Na-

tur und Landschaft gemäß § 14 BNatSchG dar. Aufgrund der im Erläuterungsbericht 

und dem Landschaftspflegerischen Begleitplan vorgesehenen und umzusetzenden 

Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und zum Ersatz der vorhabenbedingten 

Beeinträchtigungen sowie durch die Einhaltung der im Beteiligungsverfahren aufge-

stellten naturschutzfachlichen Nebenbestimmungen kann der naturschutzrechtliche 

Eingriff gemäß § 17 i. V. m. § 15 BNatSchG zugelassen werden. 

Die Baumaßnahme liegt im Landschaftsschutzgebiet „Grüngürtel und Grünzüge in 

der Stadt Frankfurt am Main“. Unter Berücksichtigung der Lage sowie Größe des 

Eingriffes und unter der Einhaltung der geplanten Maßnahmen der naturschutzfachli-

chen Planung kann eine Ausnahmegenehmigung nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Land-

schaftsschutzgebietsverordnung erteilt. 

Weitere Schutzgebiete sind durch das Bauvorhaben nicht beeinträchtigt. 

In den vorgelegten Antragsunterlagen ist der Nachweis geführt worden, dass unter 

der Beachtung der geplanten Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahme zuzüglich 

Kontrolle der Baustellenabwicklung durch eine auf dem Gebiet des Naturschutzes er-

fahrene Person das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände weitgehend 

vermieden werden kann. Die Bauarbeiten sind aus artenschutzrechtlicher Sicht zu-

lässig, sodass eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 Nr. 4 BNatSchG nicht 

erteilt werden musste. 

B.4.5 Immissionsschutz 

B.4.5.1 Baubedingte Lärmimmissionen 

Das Vorhaben ist mit den Belangen des bauzeitlichen Lärmschutzes vereinbar. 
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Die Vorhabenträgerin hat im Erläuterungsbericht, Kapitel 9, und der schalltechni-

schen Untersuchung (Unterlage 11) nachvollziehbar dargelegt, dass die Anforderun-

gen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräu-

schimmissionen – (AVV Baulärm) beachtet werden. 

Die Gesamtbauzeit soll acht Monate nicht überschreiten. Aus der schalltechnischen 

Untersuchung geht hervor, dass Beurteilungspegel von bis zu tagsüber 77,4 dB(A) / 

nachts 56,2 dB(A) erreicht werden können. 

Damit werden an bestimmten Immissionsorten die Richtwerde der AVV Baulärm 

überschritten. Daher sind nach Ziffer 4.1 AVV Baulärm zusätzliche Schutzmaßnah-

men zur Minderung der Geräusche zu ergreifen. 

Die seitens der Vorhabenträgerin zur Umsetzung vorgesehenen technischen, organi-

satorischen und betrieblichen Maßnahmen zur Minderung des Baulärms, insbesonde-

re die geplante Ausführung der lärmintensiven Arbeiten im Tageszeitraum von 7 Uhr 

bis 20 Uhr, sind angemessen. Sie dienen dem Schutz der Nachbarschaft vor Beein-

trächtigungen durch Baulärm. 

Eine zusätzliche Schutzmaßnahme wie die Errichtung einer bauzeitlichen Lärm-

schutzwand ist wegen der örtlich engen Verhältnisse nicht möglich. 

Die Nebenbestimmung in Kapitel A.4.2.1 stellt darüber hinaus sicher, dass die tat-

sächlichen Geräuschimmissionen erfasst werden und die Wirkung auf die Betroffenen 

beurteilt werden kann. 

Hinsichtlich der Kleingartenanlage ist nicht angemessen, die Bauzeit allein auf die 

Wintermonate zu verlegen. Dies ist schon aus naturschutzrechtlichen Aspekten nicht 

möglich, weil in den Wintermonaten Reptilien nicht aus dem Gleisbereich fliehen kön-

nen. 

Die Belange der Diesterwegschule und des Kinderzentrums in der Waldgasse sind in 

der Planung angemessen berücksichtigt. Eine Beschränkung der Bauzeit auf die Fe-

rienzeit führt angesichts der komplexen Baustellenlogistik und seltener Sperrpausen-

verfügbarkeit unweigerlich zur Verlängerung der Bauzeit und damit zu stärkeren Be-

troffenheiten der Anwohner und der Schule. Die Planänderung zum Baustellenzuwe-

gungskonzept verbessert die Situation der Einrichtungen. 

Darüber hinaus stellt die Vorhabenträgerin die Kommunikation mit den Betroffenen – 

Anwohnern wie auch der Schule/Kinderzentrum – sicher. Die Anwohner werden von 

der Vorhabenträgerin im Vorfeld über lärmintensive Arbeiten informiert. Dies ge-
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schieht z.B. anhand von Einwurf-Rundschreiben, welche Angaben zum Zeitpunkt, 

zum Ort und zur geplanten Dauer der Arbeiten enthalten. Des Weiteren wird darin er-

läutert, welche Art von Arbeiten ausgeführt werden. Diese Maßnahme trägt zur Kon-

fliktvermeidung bei. Bei Bedarf können die Schule und das Kinderzentrum sich auf 

dieser Grundlage mit der Vorhabenträgerin abstimmen.  

B.4.5.2 Betriebsbedingte und anlagenbedingte Lärm- und Erschütterungs-
immissionen 

Mangels Lageänderung der Gleisanlage stellt der Neubau keinen erheblichen bauli-

chen Eingriff im Sinne der 16. BImSchV dar. Anlagenbezogener Lärm, insbesondere 

durch Sprachanlagen am Bahnsteig fällt nicht ins Gewicht, da die Bahnsteige mit 

„ZugInfoMonitoren“ ausgerüstet werden. 

B.4.5.3 Baubedingte Erschütterungsimmissionen 

Das Vorhaben ist mit den Belangen der bauzeitlichen Erschütterungsimmissionen 

vereinbar. 

Die Vorhabenträgerin hat plausibel dargelegt, dass beurteilungsrelevante Erschütte-

rungsimmissionen lediglich in der Bauphase 02 aus der Gründung der Treppenauf-

gänge und der Aufzüge mit Hilfe von Bohrpfählen resultieren. Durch Erfahrungswerte 

fordert die DIN 4150-2 bei Bohrgründungen einen Abstand der Bebauung von der 

Baustelle von 30 m am Tag und 80 m in der Nacht. Bei der vorliegenden Planung ist 

die nächstgelegene schutzbedürftige Bebauung gemäß dem Antrag über 100 m ent-

fernt. Aufgrund dessen muss die Vorhabenträgerin keine Maßnahmen bezüglich der 

Erschütterungsimmissionen treffen. Zur besseren Information der Anwohner sagt die 

Vorhabenträgerin jedoch darüber hinaus zu, die in Abschnitt 6.5.4.3. a) bis e) der DIN 

4150-2 genannten Maßnahmen einzuhalten. 

B.4.5.4 Bauzeitliche stoffliche Immissionen 

Die Nebenbestimmung unter A.4.2.2 ist geboten, um stoffliche Immissionen zu ver-

meiden und Auswirkungen zu minimieren. 

B.4.5.5 Bauzeitliche Lichtimmissionen 

Die Nebenbestimmung unter A.4.2.3 dient der Vermeidung einer direkten Blickver-

bindung zu Lichtquellen von benachbarten schutzbedürftigen Daueraufenthaltsräu-

men. 
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B.4.6 Baustellenzuwegungskonzept / Stellungnahme der Stadt Frankfurt 

Das Baustellenkonzept wurde mit der ersten Planänderung im Verfahren verändert. 

Die Auswirkungen hinsichtlich des Baulärms werden unter Kapitel B.4.5.1 behandelt. 

Darüber hinaus fordert die Stadt Frankfurt einen detaillierten Lichtsignalanlagen-

Lageplan im großen Maßstab und ein Signalisierungskonzept für das neue Konzept. 

Die Baustelleneinfahrt und -ausfahrt sei aus Gründen der Verkehrssicherheit in den 

Knoten Ginnheimer Landstraße / Platenstraße / Abfahrt Ginnheim einzubinden. Ein 

Hinweis in Unterlage 7.2.a, dass sich der Baustellenverkehr in den laufenden Verkehr 

einfädeln muss, reiche nicht aus. Daher fordert die Stadt eine diesbezügliche Bedin-

gung im Planfeststellungsbeschluss. 

Die Planunterlagen erfüllen ihre Anstoßwirkung. Ein detaillierter Plan über Lichtsig-

nalanlagen ist grundsätzlich nicht Teil der Genehmigungsplanung sondern der Aus-

führungsplanung, weil es sich um technische Details handelt, von denen unter norma-

len Umständen auszugehen ist, dass eine technische Lösung gefunden wird. Die 

Stadt und die Vorhabenträgerin befinden sich derzeit in der Abstimmung. Die Vorha-

benträgerin sichert der Stadt in ihrer Erwiderung vom 31.08.2023 zu, die detaillierten 

Pläne rechtzeitig vor Durchführung der Maßnahmen vorzulegen. Dies wird mit der 

Nebenbestimmung unter Kapitel A.4.4 gesichert. 

Beide Seiten gehen davon aus, dass eine Lösung zu finden ist – ob über eine Eini-

gung oder eine verkehrsrechtliche Anordnung. Es liegen keine besonderen Umstände 

vor, die von diesem Grundsatz abweichen lassen. Dieses Thema bleibt daher der 

Ausführungsplanung vorbehalten. 

B.4.7 Brand- und Katastrophenschutz / Stellungnahmen der Branddirektion der Stadt 
Frankfurt 

Die Stadt Frankfurt – Branddirektion 37.E 23 hat im Laufe des Verfahrens Bedenken 

gegen die Planung gemeldet. Die Unterlagen seien aus brandschutztechnischer Sicht 

unvollständig. Es würden keinerlei Aussagen zu den Aufzügen getroffen. Die Aufzüge 

spielten jedoch eine wichtige Rolle in der Betrachtung der barrierefreien Erschließung 

des Bahnhofes und bei der Rettung und Evakuierung im Gefahrenfall. 

In der Planfeststellung wird das Vorhaben auf der Ebene der Genehmigungsplanung 

bewertet und abgewogen. Die Details der technischen Ausführung der Maßnahmen 

sind nicht Gegenstand der Planfeststellung und bleiben der Ebene der Ausführungs-

planung vorbehalten, da davon auszugehen ist, dass das aufgeworfene Problem mit 

technischen Mitteln auf dem aktuellen Stand der Technik zu lösen ist. Die Ausfüh-
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rungsplanung der Aufzüge ist daher mit der Branddirektion der Stadt Frankfurt am 

Main abzustimmen. 

B.4.8 Inanspruchnahme von Grundeigentum Dritter 

Die vorgelegten Pläne berücksichtigen die Belange von Grundeigentümern in ange-

messener Weise. Die Inanspruchnahme von fremdem Grundeigentum erfolgt meist 

nur vorübergehend. Der durch die Änderung des Baulogistikkonzepts betroffene 

Grundeigentümer wurde angehört. 

B.4.9 Entscheidung über die Einwendung P1, P2 und P3 

Die Einwendungen P1, P2 und P3 werden wegen der ähnlichen Thematik zusammen 

behandelt. Sie waren teilweise zurückzuweisen (Kapitel A.6). Im Übrigen wurde ihnen 

entsprochen. Anwohner der Ginnheimer Landstraße, Ginnheimer Waldgasse und Am 

Wiesenrain haben die Einwendungen erhoben. 

1. Sie richten sich zunächst gegen die Errichtung der Baustelleneinrichtungsfläche 

unterhalb der Rosa-Luxemburg-Straße. Der Platz sei in der Vergangenheit unter 

anderem von der Vorhabenträgerin als Müllabfuhrplatz verwendet worden.  

Hierzu erwiderte die Vorhabenträgerin den Einwendern, dass andere geeignete 

Baustelleneinrichtungsflächen aufgrund der Örtlichkeit nicht zur Verfügung stün-

den und der Verbleib an dieser Stelle deshalb unverzichtbar sei. 

Im Ergebnis folgt die Planfeststellungsbehörde der Ansicht der Vorhabenträgerin. 

Maßgebliche Kriterien für die Auswahl der Baustelleneinrichtungsfläche sind ins-

besondere die Nähe zur Baustelle und die Betroffenheiten. Der Standort ist ge-

eignet, da er sich in unmittelbarer Nähe zu den Baumaßnahmen befindet. Eine 

weiter entfernt liegende Fläche wie auch eine Fläche auf der anderen Seite der 

Gleise hätte ein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch die erforderliche Zulieferung 

zu den Baumaßnahmen zur Folge. Der Zugang zur Baustelle liegt für die Sicher-

heit der Arbeiter auf der Ginnheim zugewandten Seite der Gleise. Die größten 

Lärmbetroffenheiten entstehen zudem nicht auf der Baustelleneinrichtungsfläche, 

sondern bei den Bauarbeiten auf den Gleisen, sodass eine Veränderung der Flä-

che diese Betroffenheiten nicht maßgeblich beeinflussen würde. Auch der Ein-

wand, es handele sich um einen Müllabfallplatz, greift nicht durch. Eine Baustel-

leneinrichtungsfläche dient (auch) genau dieser Funktion. 
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2. Zudem richtet sich die Einwendung gegen die Andienung dieser Fläche über die 

Ginnheimer Waldgasse, vorbei an der Diesterwegschule und der Kindertagesstät-

te. Die Straßen seien ein verkehrsberuhigter Bereich. 

Dieses Baustellenkonzept wurde mit der 1. Planänderung insofern geändert, dass 

die Baustelle über den Weg unter der Brücke angedient wird und nicht mehr an 

der Schule/Kindertagesstätte vorbeiführt.  

Die neue Route wird von einigen Schülern als Schulweg verwendet. Sie wird da-

her mit Zäunen und einer Ampelanlage bzw. Schranke abgesichert. Durch das 

veränderte Verkehrskonzept werden die Einwendungen in angemessener Weise 

berücksichtigt. Maßgeblich ist dabei die Sicherheit der Anwohner sowie der Besu-

cher von Schule und Kindertagesstätte. Der Umkreis dieser Einrichtungen mits-

amt den direkten Fußwegen wurde in der Abwägung als besonders schützens-

wert erachtet. Der besonders kritische Bereich der Ginnheimer Waldgasse wird 

durch die neue Verkehrsführung gänzlich umgangen.  

Die Beschwerde, dass Schwerlastverkehr am Wochenende und nachts – geneh-

migt oder ungenehmigt – im Rahmen der Baumaßnahmen für den Ausbau der S6 

stattgefunden habe, wurde nicht substantiiert dargelegt. Etwaig erforderliche Aus-

nahmegenehmigungen von Verboten werden von der Straßenverkehrsbehörde im 

Einzelfall im Rahmen der Ausführungsplanung erteilt und sind nicht Teil der Kon-

zentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses. 

Darüber hinaus trägt die ausreichende Information der Anwohner zu einer Befrie-

dung entstehender Konfliktpunkte bei. Die Nebenbestimmung A.4.2.1 sichert de-

ren Einhaltung. Die Planänderung berücksichtigt die durch die Einwendung gel-

tend gemachten Interessen der Anwohner in angemessener Weise. In Abwägung 

dieser Belange mit dem öffentlich Interesse an der Errichtung des Haltepunkts 

sind die baubedingten Beeinträchtigungen für den begrenzten Zeitraum von acht 

Monaten hinzunehmen. 

Die Einwenderin mit der Schlüsselnummer P1 hat mit Mail vom 19.08.2023 auf 

das Schreiben vom 27.07.2023 (s. Kapitel B.1.3.4) geantwortet; Die Einwenderin 

mit der Schlüsselnummer P3 hat mit Mail vom 20.08.2023 auf das Schreiben vom 

27.07.2023 geantwortet. Diese bezogen sich jeweils auf Baulärm und die Baustel-

lenzuwegung vom Vorhaben „Ausbau der S6“ und nicht auf den Antragsgegen-

stand. 
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B.4.10 Entscheidung über die Einwendungen P4 und P5 

Die Einwendungen waren teilweise zurückzuweisen (Kapitel A.6). Im Übrigen wurde 

ihnen entsprochen. 

Die Einwender wenden sich gegen die Einrichtung einer Baustelleneinrichtungsfläche 

unter der Rosa-Luxemburg-Brücke mit der Andienung über die Ginnheimer Waldgas-

se, sowie durch die Baumaßnahmen entstehende, extrem starke Lärmbelästigungen. 

1. Hinsichtlich des Standorts der Baustelleneinrichtungsfläche und dessen Andie-

nung wird auf die Begründung unter den Einwendungen P1, P2 und P3, Ziffer 1, 

verwiesen. 

2. Die Einwendungen in Bezug auf die durch die Baumaßnahmen entstehenden 

starken Lärmbelästigungen waren im Wesentlichen zurückzuweisen. 

Die Auswirkungen des Baulärms sind hinnehmbar. Diese Einschätzung stützt sich 

auf die Schalltechnische Untersuchung (Anlage 11), die vorgesehenen Schutz-

maßnahmen und verbleibenden Auswirkungen. 

Das von den Einwendern bewohnte Grundstück liegt in einem Gebiet, in dem 

ausweislich des Bebauungsplanes sowohl gewerbliche Nutzungen als auch 

Wohnnutzungen untergebracht sind. Der festgesetzte Richtwert nach Ziffer 3.1.1 

d) der AVV Baulärm liegt grundsätzlich bei 45 dB(A) für den Nachtzeitraum und 

60 dB(A) für den Tagzeitraum. Ausweislich der Prognose in den Schallimmissi-

onsplänen werden die Richtwerte für das betroffene Grundstück eingehalten, mit 

Ausnahme der zweiten Bauphase im Nachtzeitraum. In dieser Phase liegen die 

Werte nach Unterlage 11, Anlage 5.2.2 zwischen 45 und 50 dB(A). 

Diesbezüglich hat die Vorhabenträgerin im Antrag (Erläuterungsbericht, S. 32) er-

läutert, dass die lärmintensivsten Bautätigkeiten im Tagzeitraum durchgeführt 

werden. 

Weiterhin hat die Vorhabenträgerin in einem Ortstermin am 29.08.2023 erklärt, 

dass diese Phase voraussichtlich mit Baumaßnahmen zum Ausbau der S6 zu-

sammenfallen und daher auch in ihren Auswirkungen „im Schatten der S6 blei-

ben“ werden. Auch die nun angestrebte modulare Bauweise werde die Auswir-

kungen verringern, da keine Tiefgründung notwendig sei. 

Damit ist die Vorhabenträgerin ihrem Vermeidungs- und Verminderungsgebot 

nachgekommen. Verbleibende Auswirkungen überschreiten nicht die Schwelle 
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zur Gesundheitsgefährdung und sind unter Umsetzung der Lärmschutzmaßnah-

men hinnehmbar. 

B.4.11 Entscheidung über die Einwendung P6 

Die Einwendung war abzuweisen (Kapitel A.6). 

Der Einwender richtet sich gegen das Logistikkonzept der Bauausführung. Dieses 

führe über Schulwege und sei damit eine Gefahr für Kinder. Diese Gefahr sei ver-

meidbar. Zudem sei der Ausschluss zusätzlicher Zuwegungen auf der Ginnheim zu-

gewandten Seite nicht zu rechtfertigen. Der Beschluss der Stadtverordnetenver-

sammlung, wonach eine spätere modulare Erweiterung mit einer Rampe in Richtung 

Ginnheim konstruktiv möglich sein sollte, sei nicht berücksichtigt. 

Die Einwendung ist als einfache Mail am 06.12.2022 bei der auslegenden Stelle ein-

gegangen. Dies erfüllt nicht die Form, die das Gesetz in § 73 Abs. 4 VwVfG i.V.m. 

§ 3a Abs. 2 VwVfG vorschreibt. Danach müssen Einwendungen schriftlich oder zur 

Niederschrift erhoben werden. Die Schriftform kann durch die elektronische Form er-

setzt werden, wenn das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektroni-

schen Signatur versehen ist. Vorliegend ist die Einwendung wegen der fehlenden 

qualifizierten Signatur nicht wirksam (fehlende Identifikationsfunktion). Dass das in 

der Mail übermittelte Schreiben (im nicht der Behörde zugegangenen Original) hand-

schriftlich unterschrieben ist, ändert an dieser „Lücke“ im Übermittlungsweg nichts. 

Die Einwendung war daher abzuweisen (Kapitel A.6). 

Der in der Einwendung geforderten Änderung des Logistikkonzepts hat die Vorhaben-

trägerin Rechnung getragen, indem sie ihr Konzept überarbeitet hat. Damit ist dieser 

Forderung inhaltlich entsprochen worden. 

Hinsichtlich der Zuwegung hat die Vorhabenträgerin in der Planänderung und in ihrer 

Erwiderung klargestellt, dass die modulare Erweiterung in der Planung berücksichtigt 

wurde. Details sind im Kapitel B.4.2 beschrieben. 

B.5 Gesamtabwägung 

Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die Plan-

feststellungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange er-

mittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und unter-

einander abgewogen. 
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Im Ergebnis überwiegt das öffentliche Interesse an der Realisierung des Vorhabens 

die entgegenstehenden öffentlichen und privaten Belange; ihm ist daher der Vorzug 

einzuräumen. Zu den entgegenstehenden Belangen gehören insbesondere die be-

troffenen Interessen der Anwohner und anderen von Baulärm betroffenen Personen. 

Durch die Planung und die festgesetzten Nebenbestimmungen ist sichergestellt, dass 

die von dem Vorhaben ausgehenden Beeinträchtigungen öffentlicher und privater Be-

lange auf das unabdingbare Maß begrenzt werden. Die Baulärmimmissionen sind 

durch Lärmschutzmaßnahmen auf ein notwendiges Maß beschränkt. Die verbleiben-

den Auswirkungen erreichen weder in einzelnen Bereichen noch in ihrer Gesamtheit 

ein Ausmaß, das der Realisierung des Vorhabens entgegenstehen könnte. Die ver-

bleibenden Nachteile sind durch die verfolgte Zielsetzung gerechtfertigt und müssen 

im öffentlichen Interesse hingenommen werden. 

Das Vorhaben entspricht demnach insgesamt den Zielsetzungen des Fachplanungs-

rechts, ist zum Wohle der Allgemeinheit erforderlich und steht im Einklang mit zwin-

gendem Recht. 

B.6 Sofortige Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 3a VwGO). 

B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen 

Die Entscheidung über die Gebühren und Auslagen beruht auf § 1 i. V. m. § 22 

Abs. 3 und 4 des Bundesgebührengesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen Gebüh-

renverordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur für indi-

viduell zurechenbare öffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes (Besonde-

re Gebührenverordnung Eisenbahn-Bundesamt – EBA BGebV Über die Höhe erge-

hen gesonderte Bescheide. 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorstehende Planfeststellung kann innerhalb eines Monats nach Zustel-

lung Klage beim

Hessischen Verwaltungsgerichtshof 

In Kassel 

erhoben werden. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken 
Frankfurt/Main, den 12.09.2023 
Az. 551pps/016-2021#003 
EVH-Nr. 3470158 

Im Auftrag 
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